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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Benno Zierer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Gün-
ther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Auffangstation Raubtier- und Exotenasyl in Ansbach beim Kauf 
der bestehenden Anlage bzw. bei der Suche nach neuen Räum-
lichkeiten unterstützen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Auffangstation „Raubtier- 
und Exotenasyl e.V.“ in Ansbach beim Kauf der bisher gepachteten 
Anlage oder bei der Suche nach einer geeigneten Liegenschaft des 
Freistaats in der Region Ansbach – Nürnberg effektiv zu unterstützen. 

 

 

Begründung: 

Der gemeinnützige Verein „Raubtier- und Exotenasyl e.V.“ in Ansbach 
gibt Raubkatzen und exotischen Tieren aus illegaler Haltung, die von 
Behörden beschlagnahmt wurden, ein Zuhause. Er ist deutschland-
weit die einzige Auffangstation für große Raubkatzen. Derzeit leben 
u.a. sechs Tiger, ein Puma, ein Luchs sowie mehrere kleinere Raub-
tiere in der Anlage. Der Verein hat die Anlage von einem Privatmann 
gepachtet, dessen ständige Pachterhöhungen und angedrohte Kündi-
gungen die Grenze des finanziell Machbaren für den Verein weit 
übersteigt. Um den Tieren auch in Zukunft ein möglichst artgerechtes 
Leben bieten zu können, wird der Kauf der Anlage durch den Verein 
angestrebt. Alternativ wäre auch ein Umzug auf ein neues Gelände – 
bevorzugt in eine Liegenschaft des Freistaats – möglich, aber wesent-
lich teurer. Eine effektive Unterstützung der Auffangstation von Seiten 
der Staatsregierung ist deshalb dringend notwendig. 


